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Entschließungsantrag 

des Abgeordneten Vogel (München) und der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur dritten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurfs eines Gesetzes zur leistungsfördernden Steuersenkung und 
zur Entlastung der Familie 
(Steuersenkungsgesetz - StSenkG) 

— Drucksachen 10/2884, 10/3350 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest; 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines Steuer 7 
Senkungsgesetzes hätte Mindereinnahmen von 19,3 Milliarden 
DM zur Folge. Diese Mittel sind dringend erforderlich, um den 
in den letzten Jahren betriebenen Sozialabbau rückgängig zu 
machen und eine weitere Zunahme der Armut von Menschen, 
die wegen Arbeitslosigkeit, Alter, Behinderung, Kindererzie> 
hung oder aus sonstigen Gründen kein oder nur geringes 
Erwerbseinkommen beziehen, zu verhindern. Die Bedingun- 
gen für eine Reduzierung der Steuerquote sind wegen der 
dringenden sozialen und ökologischen Aufgaben des Bundes 
nicht gegeben. 

Jedoch ist der Anteil der Lohnsteuer am gesamten Steuerauf- 
kommen ständig gestiegen. Dieser Trend wird auch durch das 
Steuersenkungsgesetz nicht gestoppt. Weil die Entlastung 
hauptsächhch hohen Einkommen und damit insbesondere den 
Beziehern von Gewinneinkünften zugute kommt, wird durch 
dieses Gesetz der Anteil der Lohnsteuer am Aufkommen der 
direkten Steuern noch stärker steigen. Fast drei Viertel des 
Entlastungsvolumens aus der Tarifreform entfällt auf die Steu- 
erpflichtigen mit einem Bruttoeinkommen von über 75 000 DM 
im Jahr, das sind 17 % der Steuerpfhchtigen. Wegen der unso- 
zialen Verteilungswirkung wird sich zudem der Anteil am 
Lohnsteueraufkommen, der von den unteren Einkommen 
getragen wird, erhöhen. Eine solche Lastverschiebung wider- 
spricht der verteilungspolitischen Zielsetzung. 

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung werden die 
steuerlichen Vorteile aus dem Ehegattensplitting für obere Ein- 
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kommen massiv erhöht. Während für Ehepaare mit einem zu 
versteuernden Einkommen von weniger als 36 000 DM im Jahr 
die Steuerersparnis aus dem Ehegatt ensphtting um 72 DM im 
Jahr, also um 6 DM monatlich steigt, erhöht sich der Splitting- 
vorteil für zu versteuernde Einkommen über 260 000 DM im 
Jahr um 3 665 DM, also um 305 DM im Monat. Die Ausdehnung 
des aus verteilungs- und frauenpohtischen Aspekten abzuleh- 
nenden Ehegattenspüttings stellt auch keine geeignete Maß- 
nahme des Famihenlastenausgleichs dar. 

Demgegenüber werden die Leistungen für Kinder wesenthch 
geringer ausgedehnt. Diese entsprechen weder in ihrer Höhe 
noch in ihrer Ausgestaltung den famihenpoütischen Zielen: 
Kinderfreibeträge entlasten das elterhche Einkommen um so 
stärker, je höher dieses ist, weshalb Kinderfreibeträge aus 
verteilungspohtischen Aspekten abgelehnt werden. Das Kin- 
dergeld ist nach der Ordnungszahl der Kinder gestaffelt, was 
allein bevölkerungspolitischen Zwecken entspricht und dem 
Ziel der bedarfsgerechten Ausgestaltung des Kindergeldes wi- 
derspricht. 

2. Der Deutsche Bundestag befürwortet eine Reform des Einkom- 
mensteuertarifs, bei der die Entiastungen unterer Einkommen 
durch eine Belastung oberer Einkommen ausgeghchen wird 
und somit aufkommensneutral ist. 

Folgende Änderungen des Tarifs werden für erforderlich ge- 
halten: 

— Der Grundfreibetrag und der Haushaltsfreibetrag sind auf 
6 750 DM anzuheben; 

— die untere Proportionalzone ist auf 22 000 DM auszudehnen; 

— im Bereich der Progressionszone soll die Grenzsteuerbela- 
stung hnear steigen; 

— der Beginn der oberen Proportionalzone ist soweit vorzuver- 
legen, daß die Bedingung der Aufkommensneutrahtät erfüllt 
wird. 

3. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, eine 
Reform des Familienlastenausgleichs vorzubereiten und im 
Frühjahr des nächsten Jahres einen Gesetzentwurf vorzulegen, 
der die folgenden Elemente enthält: 

— Das Ehegattenspütting wird gestrichen; 

— den Unterhaltsbeziehungen zwischen Ehepartnern wird 
durch die Gewährung des doppelten Grundfreibetrages 
Rechnung getragen; 

— das Kindergeld ist nach dem Bedarf des Kindes und eltern- 
unabhängig auszugestalten. 

Bonn, den 23. Mai 1985 

Vogel (München) 

Hönes, Schmidt (Hamburg-Neustadt) und Fraktion 
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